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Gesellschafterforderung, Ausbuchung
Keine Ausbuchung einer Gesellschafterforderung ohne generellen Forderungsverzicht

FG Münster, Urteil vom 10.10.2024, Az. 10 K 3000/21 K,G

Der Fall:

Streitig ist, ob die Gesellschafterin Q im Jahr 2014 auf ihre Forderungen gegen die V-GmbH faktisch mit der Folge
verzichtet hat, dass die entsprechenden Verbindlichkeiten bei der GmbH gewinnwirksam auszubuchen waren.

Der Kläger ist der Insolvenzverwalter der X-GmbH. 2008 gewährte Q der GmbH ein Darlehen und mit
Darlehensvertrag in 2009 ein weiteres Darlehen. Über das Vermögen der GmbH wurde am gleichen Tag wegen
Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung das Insolvenzverfahren eröffnet und der Kläger zum Insolvenzverwalter
bestellt. Q meldete zunächst die ihr zustehenden Forderungen auf Rückzahlung der Darlehen zuzüglich Zinsen
gemäß § 38 Insolvenzordnung zur Insolvenztabelle an.

Q hat sich danach verpflichtet, die zur Insolvenztabelle angemeldeten Forderungen zurückzunehmen und diese
Forderungen im Insolvenzverfahren nicht mehr geltend zu machen.

Der Kläger in seiner Eigenschaft als Insolvenzverwalter erstellte über das Vermögen der GmbH eine Steuerbilanz
für 2014. In dieser buchte die Gesellschaft die gegenüber Q bestehende Darlehensverbindlichkeit gewinnwirksam
aus.

In der Körperschaftsteuererklärung für 2014 behandelte der Kläger diesen Betrag als steuerfreie Einnahmen. Gegen
die Körperschaftsteuerbescheide legte der Kläger Einspruch ein, weil der Verzicht der Q auf die Darlehensforderung
vom Finanzamt unzutreffend als Ertrag gebucht worden war. Denn in dem Verzicht auf die Anmeldung der
Forderungen zur Insolvenztabelle sei kein genereller Darlehensverzicht zu sehen.

Das Urteil:

Zu Unrecht ist der Beklagte (das Finanzamt) davon ausgegangen, dass die Verbindlichkeit der GmbH gegenüber Q
ertragswirksam aufzulösen sei. Ist eine Verbindlichkeit nach handelsbilanziellen Grundsätzen zu bilanzieren, gilt
dieses Passivierungsgebot mithin auch für die Steuerbilanz. Nur wenn eine steuerrechtliche Spezialregelung – wie
etwa § 5 Abs. 2a Einkommensteuergesetz – abweichende Kriterien für die Passivierung für Steuerzwecke aufstellt,
kann es zu einer abweichenden Behandlung in der Steuerbilanz kommen.

Nach § 247 Abs. 1 Handelsgesetzbuch sind in der Handelsbilanz Schulden zu passivieren, wenn der Unternehmer zu
einer dem Inhalt und der Höhe nach bestimmten Leistung an einen Dritten verpflichtet ist, die vom Gläubiger
erzwungen werden kann und die am Bilanzstichtag eine wirtschaftliche Belastung darstellt.

Keine wirtschaftliche Belastung stellt eine Verbindlichkeit allerdings dar, wenn anzunehmen ist, dass der Gläubiger
seine Forderung gegenüber dem Schuldner nicht mehr geltend machen wird. Das Gleiche gilt, wenn eine Liquidation
bevorsteht. Auch bei Insolvenz wird eine Verbindlichkeit erst beim tatsächlichen Erlöschen der Schuld auszubuchen
sein. Auch eine Rangrücktrittserklärung löst selbst dann weder handels- noch steuerbilanziell ein Passivierungsverbot
aus, wenn der Schuldner aufgrund einer fehlenden operativen Geschäftstätigkeit nicht in der Lage ist, freies
Vermögen zu schaffen, und eine tatsächliche Belastung des Schuldnervermögens voraussichtlich nicht eintreten
wird.

Ausgehend hiervon sind im vorliegenden Fall die Vo-raussetzungen für die handelsbilanzielle Passivierung der
streitgegenständlichen Verbindlichkeiten nicht entfallen. Eine erfolgswirksame Auflösung dieser Verbindlichkeit
kommt nicht in Betracht.

Konsequenzen:

Verpflichtet sich ein Gläubiger, eine zur Insolvenztabelle angemeldete Forderung zurückzunehmen und diese
Forderung lediglich „im Insolvenzverfahren“ nicht mehr geltend zu machen, liegt darin kein genereller
Forderungsverzicht, sodass sich der Bestand der Forderung nicht geändert hat und die entsprechende
Verbindlichkeit weiterhin zu passivieren ist.

Eine Passivierungspflicht entfällt bei einer vom Gläubiger zugesagten Rücknahme der Anmeldung einer Forderung
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zur Insolvenztabelle nicht, wenn für den Gläubiger jedenfalls die Möglichkeit besteht, die rechtlich fortbestehende
Forderung nach Abschluss des Insolvenzverfahrens gegenüber dem fortgeführten Unternehmen des
Insolvenzschuldners (Insolvenzplan) im Hinblick auf vom Insolvenzverwalter aus dem Insolvenzverfahren
freigegebenes (insolvenzfreies) Vermögen oder im Rahmen eine Nachtragsliquidation bei nachträglich
auftauchendem Vermögen gegenüber dem Insolvenzschuldner geltend machen zu können.
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